
neben der Bank stand ein abgeblühter Goldregenbusch, 
der bereits Schoten trug. Etwa nach einer halben 
Stunde machte ein Kind die Angeklagten darauf, auf­
merksam, daß eines der Kinder von diesen Schoten ge­
gessen habe. Daraufhin gingen die Angeklagten mit 
den Kindern auf dem kürzesten Weg zurück zum Kin­
dergarten und informierten die Leiterin von diesem 
Vorkommnis. Diese verständigte sofort einen Arzt. In 
der Zwischenzeit wurde bei mehreren Kindern Erbre­
chen festgestellt. Neun von ihnen mußten mit Vergif­
tungserscheinungen in das Krankenhaus eingeliefert 
werden. Durch eine sofortige Behandlung konnte eine 
akute Bedrohung des Lebens dieser Kinder innerhalb 
von 24 Stunden behoben werden.
Das Kreisgericht hat die Angeklagten wegen fahrlässi­
ger Körperverletzung im schweren Fall (§ 118 Abs. 1 
und 2 Ziff. 1 StGB) unter Anwendung der außer­
gewöhnlichen Strafmilderung (§ 62 Abs. 2 StGB in 
Verbindung mit § 25 Ziff. 1 StGB) auf Bewährung ver­
urteilt.

Aus den G r ü n d e n :
Die Angeklagten haben sich einer fahrlässigen Körper­
verletzung nach § 118 StGB schuldig gemacht. Sie haben 
eine Gesundheitsschädigung der Kinder dadurch her­
beigeführt, daß sie sich in bewußter Verletzung ihrer 
Pflichten als Kindergärtnerinnen dazu entschieden, die 
Aufsicht über die Kinder zu vernachlässigen. Die ein­
getretenen Folgen haben sie zwar nicht vorausgesehen, 
sie hätten diese aber bei verantwortungsbewußter Prü­
fung der Sachlage voraussehen und bei pflichtgemäßem 
Verhalten vermeiden können.
Entsprechend § 118 Abs. 2 Ziff. 1 StGB liegt ein schwe­
rer Fall der fahrlässigen Körperverletzung vor, weil die 
Gesundheit einer Vielzahl von Kindern geschädigt 
wurde.
Bei der Prüfung, in welchem Maße die Angeklagten 
ihre Pflichten verletzten und dadurch schuldhaft die 
Körperverletzung herbeiführten, konnte das Gericht 
von folgenden Feststellungen ausgehen:
Alle drei Angeklagten sind bisher noch nicht vor­
bestraft und haben — worauf auch der Kollektivver­
treter hinwies — bis zu ihrer Pflichtverletzung eine 
ordentliche Arbeit geleistet. Entsprechend ihren Kennt­
nissen und Erfahrungen waren sie bemüht, die ihnen 
anvertrauten Kinder sorgsam zu betreten. Ihr Fehl­
verhalten stellt sich als ein, Verhalten dar, das den An­
geklagten sonst wesensfremd ist. Alle Angeklagten 
waren aber über die Arbeitsordnung für pädagogische 
Kräfte der Volksbildung belehrt. Sie wußten, daß es 
ihnen auch oblag, die Kinder zu befähigen, Gefahren 
zu erkennen. Auch kannten sie ihre Pflicht, stets klare 
Weisungen zu erteilen, deren Befolgung ständig zu 
überprüfen und notfalls zur Verhinderung von Unfäl­
len und Schäden geeignete Maßnahmen mit Nachdruck 
durchzusetzen. Über diese Pflichten haben sich die An­
geklagten hinweggesetzt.
Nachdem die Angeklagten davon erfahren hatten, daß 
ein Kind von den Schoten gegessen hatte, haben sie 
jedoch — obwohl keine von ihnen die Giftigkeit der 
Schoten des Goldregens kannte — sofort alle Anstren­
gungen unternommen, um weitere Schäden auszu­
schließen und eventuelle schädliche Auswirkungen 
durch eine sofortige ärztliche Behandlung der betrof­
fenen Kinder zu beheben.
Das Gericht kam daher übereinstimmend mit dem 
Staatsanwalt und dem gesellschaftlichen Verteidiger 
zu der Überzeugung, daß bei den Angeklagten die Vor­
aussetzungen einer außergewöhnlichen Strafmilderung 
nach § 62 Abs. 2 StGB in Verbindung mit § 25 vorliegen 
und die Strafe herabgesetzt werden kann, weil die An­
geklagten nach der Tat ernsthafte, der Schwere der 
Straftat entsprechende Anstrengungen zur Beseitigung 
und Wiedergutmachung der schädlichen Auswirkungen

unternommen haben (§ 25 Abs. 1 StGB). Ein Absehen 
von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit nach dieser Bestimmung war dagegen wegen der 
groben beruflichen Pflichtverletzungen der Angeklagten 
nicht möglich. Der Strafzweck kann aber bereits durch 
eine mildere Strafe erreicht werden.
Gemäß § 33 StGB verurteilte das Gericht deshalb die 
Angeklagten auf Bewährung. Die erzieherische Wirk­
samkeit der Strafe ist am besten dadurch gewährlei­
stet, daß die Angeklagten sich an ihrem Arbeitsplatz 
bewähren und dort in ihrer Arbeit zeigen, daß sie die 
entsprechenden Lehren aus ihrer Tat und ihrer Ver­
urteilung gezogen haben. Entsprechend § 33 Abs. 3 
Ziff. 2 StGB hat das Gericht die Verpflichtung dazu 
für die Dauer der Bewährungszeit ausgesprochen, die 
auf zwei Jahre festgelegt wurde.

Zivilrecht
§§ 1, 4, 13 Abs. 4, 25 MSchG; § 274 BGB; §§ 139, 308 ZPO.
1. Garagen unterliegen dem Mieterschutz, da sie Ge­
bäude oder Gebäudeteile i. S. des § 1 MSchG sind. Der 
Garageneigentümer kann jedoch gemäß § 25 MSchG 
mit dem Benutzer rechtswirksam vereinbaren, daß das 
Mietverhältnis enden soll, wenn er selbst einen Kraft­
wagen erhält und die Garage dafür benutzen will.
2. Eine Verurteilung Zug um Zug ist nur auf Antrag 
einer Partei zulässig. Das Gericht hat auf die Stellung 
eines solchen Antrags hinzuweisen, wenn es das für 
angebracht hält.
3. Die in einem Urteil mit der Aufhebung des Miet­
verhältnisses ausgesprochene Verpflichtung zur Räu­
mung kann nicht davon abhängig gemacht werden, daß 
ein Ersatzraum zur Verfügung gestellt wird. Allerdings 
darf kein Urteil auf Räumung vollstreckt werden, ohne 
daß der bisherige Mieter in eine andere Wohnung ein­
gewiesen wird. Über die Eignung des Ersatzraumes be­
findet ausschließlich das Organ der Wohnraumlenkung.
4. Weichen Kostenentscheidungen auf Grund von Billig­
keitsvorschriften (hier: § 13 Abs. 3 MSchG) von der 
normalen Regelung ah, dann muß im Urteil erkennbar 
sein, auf welchen Tatsachen die Billigkeitserwägungen 
beruhen.
OG, Urt. vom 8. August 1968 — 2 Zz 18/68.

Der Verklagte hat seit einigen Jahren vom Rechts­
vorgänger des Klägers in einem jetzt dem Kläger ge­
hörenden Hausgrundstück eine Garage gemietet und 
benutzt. Das hat das Bezirksgericht als unstreitig fest­
gestellt.
Der Kläger hat im Jahre 1967 selbst einen Kraftwagen 
erworben und forderte daraufhin vom Verklagten die 
Räumung der Garage. Nach dessen Weigerung hat er 
Klage erhoben und beantragt, das zwischen den Par­
teien über die Garage bestehende Mietverhältnis auf­
zuheben und den Verklagten zur Räumung der Garage 
zu verurteilen.
Das Kreisgericht hat der Klage stattgegeben.
Auf die Berufung des Verklagten hat das Bezirksgericht 
das Urteil dahin abgeändert, daß der Verklagte zur 
Räumung der Garage und zu ihrer Übergabe an den 
Kläger „Zug um Zug gegen Zurverfügungstellung des 
sog. Abstellraums im Hintergebäude des gleichen 
Grundstücks“ verurteilt wird. Die gesamten Kosten des 
Rechtsstreites hat es gemäß § 13 Abs. 3 MSchG dem 
Kläger auferlegt.
Der Kläger hatte lediglich Zurückweisung der Berufung 
beantragt.
Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag 
des Generalstaatsanwalts der DDR insoweit, als die 
Räumung der Garage von der Zurverfügungstellung des 
sog. Abstellraums abhängig gemacht worden ist. Der 
Verklagte habe eine solche Gegenleistung nicht bean­
tragt; ihr fehle es auch an der gesetzlichen Grundlage. 
Der Antrag hatte Erfolg.
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